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ZEICHENERKLÄRUNG 

Weilergehende Gliederungen und Beschrankungen der Festsetzungen und Vorschriften, die 
durch die Planzeichen dargestellt werden. sind im Textteil aufgeführt oder Im Lageplan einge· 
tragen. 

Art der baulichen Nu tzung ( § g Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 • 1 1 BauNVO ) 

WA Allgemeine Wohngebiete ( § 4 BauNVO ) 

Maß der baul ichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 • 21a BauNVO ) 

Beispiele tor den Eintrag in die Nutzungsschablone bzw in die Oberbaubaren 
Grundstocksflächen. 

0,4 Grundflächenzahl ( GRZ ) ( § 19 BauNVO ) 

HbA Höhe baulicher Anlagen ( HbA ) ( §§ 16 u. 18 BauNVO ) 

TH • Traufhöhe als Höchstmaß 

FH • Firsthöhe als Höchstmaß 

OK • Dachoberkante als Höchstmaß 

Bauwelse ( § 9 Abs I Nr. 2 BauGB. § 22 BauNVO ) 

0 offene Bauweise ( § 22 Abs. 1 u. 2 BauNVO ) 

a abweichende Bauwe1se ( § 22 Abs 4 BauNVO ) 

Überbaubare Gryndstücksflächen. Bayarenzen, Bau!inieo 
( § 9 Abs 1 Nr 2 BauGB, § 23 BauNVO ) 

-~ nicht Oberbaubare GrundstOcksflachen 

uberbaubare Grundstilcksflachen ...... _ 
--- Baugrenze ( § 23 Ab6 t u. 3 BauNVO ) 

§!~llung baulicher Anlagen ( § 9 Abs 1 Nr. 2 BauGB) 

Firstrichtung des Hauptbaukörpers 

~o f\!U!vJJ G~tmein!leda rf ( § 9 Abs 1 Nr. 5 BauGB ) 

Gb Gemeinbedarfsflachen 

Flachen l!lr Stc!!olätze und Garagen ( § 9 Abs 1 Nr 4 BauGB ) 

a ~ H1nwe1s der möglichen Anordnung ( unverbindliche R1chtllme ) • 

[ St Stellplatze 



Mjt Geh-. Fahr- ynd Ltjtyngsre~hten zy belaalende Flächen 
( § 9 Abs. 1 Nr 21 BauGB ) 

I !E5i ; f~ i Geh-. Fahr - und Leitungsrecht zugunsten der Angrenzer 
~ ;:a ........ A;!!!!! ~ des Fist. 2952 /1 mit Gebaude Arndstr 27 I 1 

Pflanzgebote ynd Pflanzbindungen ( § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB ) 

~ Pflanzgebot fOr Einzelbaume ~ • Symbol entsprechend dem zu etwartendcn Kronendurehme:;ser· 

Pflanzgebot ( pfg ) tor flachenhafte Anpflanzungen 

Pflanzbindung fOr Einzelbaume 
- Symbolgröße etwa entsprachend dem heutigen Kronendurchmesseer • 

~···········••••! • pb • 1: • 
~··············· 

Pflanzbindung ( pb ) für Rachenhafte Anpflanzungen 

Räumlicher Geltyngsberelcb ( § 9 Abs. 7 BauGB ) 

·---- Grenze des raumliehen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes 

Abgrenzyngen 

Abgrenzungen unterschiedlicher Festsetzungen der 
HOhen baulicher Anlagen 

Sonstige Vorschriften ( Ortliehe Bauvorschriften ) 

OF 

so 
ON 

Dachform 

( so 1 u. so 2) Dachformen entsprechend Textteil 

Dachneigung entsprechend Textteil 

Füllschem@ ,Per Nutzungsschabl~ 

Baugebiet HbA 

GRZ 

Bauweose DF. ON 

[!.!!gemeine Planzejchen: 

(391,6) gemessene Hohen ü NN 

403,5 m festgelegte Hohe (l N N 

kleiner gleich (Hochstma'!i 

D bestehende Gebaude 



TEXTTEIL 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden in Erganzung der Eintragungen im 
Lageplan folgende Festsetzungen und Vorschriften getroffen 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen ( BauGB, BauNVO ) 

1. Art der baulieben Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, §§ 1 • 15 BauNVO ) 
Allgemeine Wohngebiete ( WA ) ( § 4 BauNVO ) 

Im festgesetzten allgemeinen Wohngeboet sind doe Nutzungen nach 
§ 4 Abs 2 Nr. 1 • 3 BauNVO zugelassen 
Die als Ausnahmen aufgelehrten Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 · 3 BauVO sind 
im Baugebiet allgemein zulässig ( § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO ). 
Die als Ausnahmen auf9efOhrten Nutzungen nach § 4 Abs 3 Nr. 4 • 5 BauVO sind nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulassig ( § 1 Abs. 6 Nr 1 BauNVO ) 

2. Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 • 21a B auNVO) 

2.1 Gruodflächenzahl. Grundfläche ( § 19 BauNVO) 
( siehe Eintrag in der Nutzungsschablone ) 

Ausnahme: Im Baugebiet WA und Gb kann eme weitere Überschreitung der zulassigen 
Grundnachenzahl fOr Anlagen nach§ 19 Abs. 4 Nr. 1·3 BauNVO ( Garagen und 
Stel!platze mit ihren Zufahrten. Nebenanlagen im Sanne des § 14 BauNVO und 
bauhebe Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache. durch die das Baugrund· 
stOck lediglich unterbaut wird) um max. 0,1 auf 0,7 zugelassen werden. wenn 
die Überschreitung durch notwendige Garagen bedingt Ist, die unterhalb der Ge·· 
landeoberflache hergestellt werden, und die Auswirkungen auf die natOrt1che 

J unktion des Bodens durch Erdeindeckungen. Begf\lnung oder sonstoge Maß· 
nahmen we•tgehend ausgegllchen sind ( § 19 Abs. 4 BauNVO ) 

2 2 Höhe bayllcher Anlagen ( HbA ) ( §§ 16 und 18 BauNVO) 
( siehe Eintrag ln den Oberbaubaren GrundstOcksnachen ) 

a Traufhöhen ( TH ) 

01e TraufhOhen s1nd als Höchstmaße Ober der angegebenen Bezugshohe b•s zum 
Schnitt der Außenwand des Hauptbaukörpers m11 der Dachhaut festgelegt 

TH = Trau !höhen im Normalnullsystem ( Neues System ). 

b firsthöhen ( FH ) 

D•e Flfsthöhen s1nd als Höchstmaße ober der angegebenen Bezugshohe festge­
legt und gelten tar d ie oberste Begrenzung der Dachftachen ( l B E~rst) der 
Sattel ·, Zeltdacher 

F H = Firsthöhen im Normalnullsystem ( Neu es System ) 

d pachoberkanteo ( OK ) 

Doe HOhen der Dachoberkanten s1nd als Hochstmaße uber der angegebenen 
Bezugshohe festgelegt 

OK = Höhen der Dachoberkanten Im Normalnullsystem ( Neues System) 

3 Bauw eise ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO ) 

0 = offene Bauwe1se ( § 22 Abs 1 u 2 BauNVO ) 
• 

a = abweichende Bauwe1se ( § 22 Abs 4 BauNVO ) 
Es s1nd Gcbaude und Gebaudegruppen ohne Langenbcschrankung zuge 
lassen 
BezOglieh der se<tllchen Grenzabstande ( Abstandstlachen ) g•lt d•o< orr""" 
Bauwelse 



4 Überbaubare Grundst!lcksf!ichen ( § 9 Abs 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO ) 
( entsprechend Festlegung Im Lageplan ) 

Baugrenzen ( § 23 Abs. 3 BauNVO) 

Die Gebaude mit Ausnahme von Garagen sind innerhalb der Abgrenzungen der Baugrenzen 
zu erstellen. 
Eine Uberschreltung der Baugrenzen um max 1,5 m von untergeordneten Gebaudetetlen 
kann ausnahmsweise zugelassen werden. 
Gebaudeteile unterhalb der festgelegten Gelandeoberflache dQrfen d te Baugrenzen Ober­
schreiten. 

5. Stellung baulicher Anlagen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ) 
( entsprechend F estlegung Im Lageplan ) 

Die Im Lageplan zeichnerisch festgelegte Stellung baulicher Anlagen ( Ftrstnchtung ) 
ist torden Hauptbaukörper maßgebend 

6. Flächen für Stellpllltze und Garagen ( § 9 Abs 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO ) 

Offene Stellplatze sind im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen generell zugelassen. 
Oberirdische Garagen sowie Oberdeckte Stellplatze sind nur innerhalb der Oberbaubaren 
GrundstOcksflachen zulässig. 
Garagen unterhalb de.r Gelandeoberflache ( Tiefgaragen ) sind generell zugelassen. 

7. Flächen fO[ den Gemeinbedarf ( Gb ) ( § 9 Abs 1 Nr. 5 BauGB ) 

Gb = Gemeinbedarfsnäche - Allenheim- der Samariterstiftung 
Zulassig sind Gebaude und bauliche Anlagen fOr kulturelle. soziale und gesundhett­
liche Zwecke, wie beispielsweise: 
- Gebaude tOr die Betreuung und Pflege Ihrer Bewohner 
- Altenwohnungen 
- Gebaude fOr Otenstleistungen und Betreuung 
- Gebaude !Or Ausbildungs - und Schulungzwecke im sozialen und 

gesundheitlichen BereiCh 
- Zweckbauten fOr die Ver - und Entsorgung einschließlich Wirtschaftshof 
- Personalwohnungen 
- Notwendige Garagen und Stellplätze. 

8 Mit Geh- .Fahr-. und Leitungsrechten zu belastende Flächen ( § 9 Abs. 1 Nr 21 
BauGB) 

gr, fr u. Ir = Geh -. Fahr - und Leitungsrecht zugunsten der jeweiligen Angrenzer 
des Gebaudes Amdstr. 27 I 1 ( auf Flsl 2952 I 1 ) 
D1e ausgewiesene Fläche dient den Angrenzern als Zugang und 
Zufahrt sowie zum Einlegen und Unterhalten von von Ver- und Ent­
sorgungsleitungen und - anlagen 



9 Flächen für Pflanzgebote und Pflanzbindungen ( § 9 Abs 1 Nr 25 BauGB) 

H1nweis Zum Bebauungsplan • Samantersbftung Seestraße • s1nd vom Garten - und 
Landschaftsarchitekten Ernst S1gmund Pflanzlisten für d1e festgesetzten Pflanz­
gebote als Auswahl geeigneter Baume, Strauch er und Pflanzen angege~n bzw 
zur Anpflanzung empfohlen 
Auf d1ese Zusammenstellung wird vei'Niesen 

9 1 Pflanzgebote ( § 9 Abs 1 Nr. 25a BauGB ) 

a Pß<~nzgebote !Pr EjnzelbauJM ( pfg 1 ) 

Es s1nd standortgerechte hochstamm1ge Laubbaume anzupflan7P.n 
und zu unterhalten 
Der Standort der Baumpflanzung oa"' gegenub" d~t Oa·s:et ung 
1m Lageplan um b s zu 3 m abwe;ehe~ 

b Pllanzgebote für nachenhalle AoQftaozuogeo 

pfg 2 = 

pfg 3 = 

pfg 4 = 

pfg 5 = 

pfg 6 = 

Grunzone 
D~e Flache 1St m1t hochstammigen landschaftstypischen Laubbauman 
oder Stammbaseben zu bepflanzen und so zu erhalten 
Dabei Ist pro 80 m' festgesetzter Flache mindestens ein Baum oder 
Stammbusch anzupflanzen 

Rahmenpflanzung am Wirtschaftshof 
Die Flache ist als zweireihige, freiwachsende, gemischte Hecke mit 
landschaftstypischen Strauchern zu ~pflanzen und so zu erhallen 

Heckenpflanzung: 
O•e Flache ist als einreihige Hecke mit landschaftstypischen Strauchern 
zu ~pflanzen und so zu erhalten. 

Begrunung der Tiefgaragen 
Garagen unterhalb der Gelandeoberftache ( TK!fgaragen ) s10d m•t 
einer m1ndestens 0,6 m machtigen Erdschicht e1nzudecken und zu 
begronen 
E•n Flachenanteil von 10 % der unterbauten Tiefgaragenflache 1st m1t 
heimischen Strauchern zu ~pflanzen und so zu erhalten 
Ein Flachenanteil von max. 25 % der gesamten Tiefgaragenflache darf 
fOr Wege, Terrassen, Spielpratze u.a. ~festigt oder tellbefestigt werden 

Dachbegronung. 
Flachdacher, Flachdachanteile der Dacher und geneigte Dachflachen mit 
einer Neigung bis zu 6 ' sind auf einer kullurfahigem Subtratschicht von 
mindestens 12 cm Dicke mit Grasern, Wildkrautern und Bodendeckern 
zu ~pflanzen und so zu erha lten. 
Der ~grOnte Anteil muß mindestens 60 % d1eser Dachflachen bzw 
Dachflachenanteile betragen 

9 2 Pllanzblnduog ( § 9 Abs 1 Nr 25 b BauGB) 

a Pflanzbmdyng tor Emzelbayme ( pb 1 ) 

0 Die Pflanzbindung tar Einzelbaume dient der Erhaltung der festge­
setzten E10zelbaurne. 
Dte festgesetzten Baume s1nd zu erhalten und be1 Abgang gle1chwerog 
zu ersetzen. 



-. 

b e.tlanzbjnduna !Or nachenhafte A npOanzyng'co. 

pb 2 = 

pb 3 = 

HeckenpOanzung: 
0 1e rnanzbmdung dient d.:r Erhaltung der freiwachsenden Hecken· 
pOanzung 
Oie angepflanzten Siraueher sind zu erhalten und bei Abgang zu 
ersetzen 

Gehölzpflanzung 
Oie Pflanzbindung d ient der Erhaltung der Gebusch • und Baum­
pflanzung 
D1e angepftanzten Geholze sind zu ernallen und be1 Abgang zu 
ersetzen 
Notwendige Zugänge und Zufahrten m1t e1ner max1malen Breite von 
3.5 m s1nd Innerhalb der feslgesetzten Fläche zugelassen 

10 Flächen für AufschOttuogen. Abgrabynqen und Stützmauern zur Herstelli!ng 
des Straßenkörpers ( § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB ) 

Böschungen und StUizmauern. d1e zum Ausgleich der Höhenuntersch•ede zw1schcn den BaJ· 
grundstOcken und den Offentheben VerkehrsOllehen erforderlich s1nd ( StraßcnbOschungen) 
können auf den BaugrundstOcken angelegt werden und sind dort zu dulden Ist 1n der 
PlanzeiChnung mchts anderes festgesetzt. so g ilt etn, die offentliehen Verl<ehrstlachen begle 
tender 1 5 m bi'eiter GrundstOcksstreifen als Flache tor d.e AufschUllungen und Abgrabun 
gen zum AusgleiCh topographischer Unebenheden 

StOtzfundamente. d ie zum Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen zur Abgrenzung 
zwischen öffentliChen Verkehrsnachen und privaten GrundstOcksflachen erforder11Ch werden 
s1nd auf den privaten Grundstucksflachen bts zu e10er Brel!e von 0,50 m 
zu dulden 

II. Örtliche Bauvorschriften ( § 74 LBO) 

1 Gestaltuogsyorschrjften 

11 Äußere Gestaltung baylicbpr Anlagen ( § 74 Abs 1 Nr 1 LBO ) 

1 1 1 oachgntaltuog 

a oachform. Qacbnejgynq ( DF, ON ) 
(Entsprechend Elntrag im Lageplan) 

S 0 1 = Es sind nur Sattel - und Zeltdacher mn einer Dachneigung von 30' • 40 · 
zugelassen. 
Auf Erkern, Vorbauten und untergeordneten Gebaudete•len sind andere 
Dachformen zugelassen 

S D 2 = Es sind Flachdächer, Satteldacher. versetzte Satteldacher. Puttdacher und 
geneiQie Dachnachen mrt einer Dachneigung von max1mal 35 • zulass'9 
Ausnahmsweise können Tonnen · und Zeltdiicher zugelassen werden 



b. Oachdeckyng 

Bei Satteldachern und geneigten Dachflachen. die nicht begrünt werden. ist nur Ziegeldeckung 
in naturrotem oder rotbraunem sowie Betondachstein in rotbraunem Farbton zugelassen 
Die lnstallahon von Systemen zur Gew1nnung von Sonnenenergie ist zulass•g 

c Oachaytbauten und Dacheinschnitte 
Dachaufbauten ( Dachgauben ) und Dacheinschnotte ( Dachbalkone ) dOrfen nur 1n der unte­
ren Ebene des Daches. bzw nur in einer Re1he der Dachflache und mcht Obereinander an­
geordnet bzw erstellt werden. 
Dachgauben s1nd m1t folgenden Einschrankungen zugelassen: 

die Summe der Breiten aller Dachgauben und Dacheinschnitte einer Dachflache darf 
höchstens 40 %der dazugebOrenden Dachtange betragen. 
1hre Bre1te darf je Emzelgaube hochstens 5.0 m betragen 
der Abstand der Dachgaube von der G1ebelse1te ( Ortgang ) muß m•ndestens 
1,5 m betragen 
d•e Oberkante der Dachgaube muß verokal gemessen rrundestens 1.0 munterhalb 
des Hauptfirstes 1legen 

1 1 2 Fassadengestaltung 

verkieldung: 
Die Außenwände der Gebaude dürfen n1cht mll spiegelnden Metallen verkleidet werden 

~ 
1 1 4 Gestaltyng der Stellplätze 

Offene pnvate Stellplatze Sind m1t wasserdurchlass•gen Betagen herzustellen 
Ausnahmen tor BehindertenstaUplatze können zugelassen werden 

1 2 Werbeanlagen ( § 74 Abs 1 Nr. 2 LBO ) 

Werbeanlagen smd nur an der Statte der Leistung oder des Vertnebes zugelassen 
S1e durfen nur an Wandflachen unterhalb der Traure bzw unterhalb der Attika der Flach­
daeher angebracht oder erstell! werden 
Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem licht s1nd nicht zulass'g 

1 3 Außenantenneo ( § 74 Abs 1 Nr 4 LBO) 

Pro Gebaude 1st nur e1ne Rundfunk- und nur e1ne Fernsehauße'lanten lC ll''ass·g 

1 .; Ereilejtyngoo ( § 14 Abs 1 Nr 5 LBO ) 

N1ederspannungslre'te'tungen s1nd niCht zugelassen 

2 Ökologische Vorschritten ( § 74 Abs 3 LBO) 

Bodenaysbyb. Höhenlage der BaygrundatUckc 

Zur Vermeldung von OberschUssigem Bodenaushub darf d1e Gel3ndeoberflache der 
Biiugrundstücke tor d1e Verwendung von Aushubmateri<lls bis zu e1ner Hohe von 1,0 m 
gegenOber dem naturheben Gelande aufgetollt werden. 
Das iiulgeschOttete kOnftlge Getande 1st an d1e HOhenlage der NachbargrundstOcke und d1e 
Verkehrsflachen mltJiachen Böschungen anzugleteben 

3. Ordnungswidrigkelten ( § 75 LBO ) 

Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschrillen ( § 74 LBO) werden i!IS Ordnungsw1dngke1t 
nach § 75 LBO behandelt 



111. Kennzeichnungen ( § 9 Abs. 5 BauGB) 

Es sond keone Tatsachen bekannt, die eone Kennzeichnung erfordern 

IV. Hinweise 

1 Wasserwirtschaft und Grundwasserscbutz 
Jegliche Maßnahmen. die das Grundwasser berühren könnten. bedOrfen der wasserrecht­
lichen Genehmigung. 

2 Bodenschutz 
Auf die Pnicht zur Beachtung der Bestommungen des Bodenschutzgesetzes ( 6odSchG ), 
onsbesondere auf§ 4, wird verwoesen 

3 Deokmalscbulz 
Beom Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt werden 
Diese sind unverzuglich dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzuzeigen 
Der Fund und doe Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werlilagas nach der Anzeoge 
on unverMdertem Zustand zu halten. sofern niCht doe Denkmalschutzbehörde oder das 
Landesdenkmalamt mot eoner VeriiOrzung der Frist einverstanden ist ( § 20 Denkmal­
schutzgesetz ) 

4 PDichten des EogentOmgrs· ( § 126 Abs. 1 BauGB ) 
Der EogentOmer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leotungen fOr Beleuchtungs­
körper der Straßenbeleuchtung eonschließhch der Beleuchtungskörper sowie Kennzeichen und 
Hinweisschilder 1\lr Erschließungsanlagen auf seinem GrundstOck zu dulden 

5 Altlasten 
Bodenbelastungen smd nicht bekannt Sollte dennoch bei Erdarbeiten belasteter Boden 
angetroffen werden, so sind unverzughch das Landratsamt BObfongen • Abfallwirtschalt " 
zu benachnebligen und doe Arbeoien om betroffenen Bereich einzustellen 

6 Eneroleoewionuog 
Aus Grundeo der Umweltvorsorge smd regenerauve Energiesysteme erwunscht 
Im Rahmen der Festsetzungen sond doese Anlagen zula.ssig 

7 Dachnachenwasser 
Ote Nutzung und das Auffangen bzw Sammeln des Dachnachenwassers on Zosternen ost 
erwOnscht und word zur Entlastung der offenliochen Entwasserungsanlagen empfohlen 


